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Einleitung 

I. Problemstellung 

Haben die Ehegatten nach ihrem Lebensplan eine häusliche Gemein-
schaft gegründet, in der sie auch einen gemeinschaftlichen Haushalt 
führen, so ist es selbstverständlich, daß sie die Haushaltsgegenstände 
gemeinsam benutzen, ohne jede Rücksicht darauf, wer dar an Eigentum 
hat. Anders als bei dem Erwerb von sonstigem Vermögen überwiegt bei 
der Hausratsanschaffung der Gedanke, die Sachen in dem ehelichen 
Haushalt zum gemeinsamen Gebrauch zur Verfügung zu stellen, wäh-
rend die Frage, wer der Eigentümer der neuerworbenen Sachen ist, 
zunächst zurücktritt. Der Hausratserwerb vollzieht sich wiederum in 
einer Weise, die die Person des wahren Eigentümers nicht klar ausweist. 
Auf diese zwei Faktoren sind die Schwierigkeiten zurückzuführen, die 
dann auftreten, wenn es gilt, die Eigentumsverhältnisse der Ehegatten 
an dem ehelichen Hausrat in einem System der Gütertrennung zu er-
mitteln, das diesbezüglich keine Sonderregelung vorgesehen hat. Denn 
so wenig relevant die Eigentumsfrage an dem Hausrat für die Ehegatten 
sein mag, solange die Ehe harmonisch verläuft, so bedeutsam wird sie, 
wenn die Ehe scheitert (und erst recht, wenn die Ehe aufgelöst wird), 
da dann jeder Ehegatte versucht, die Haushaltsgegenstände als ihm ge-
hörend für sich in Anspruch zu nehmen, um einen abgesonderten Haus-
halt führen zu können. Diese Problematik läßt sich vor allem veran-
schaulichen, wenn die Vermögens- und Erwerbsverhältnisse der Ehe-
gatten dürftig sind - so daß die Möglichkeiten einer Neuanschaffung 
fehlen -, aber auch in dem umgekehrten Fall eines gehobenen Lebens-
niveaus - wo es keineswegs um die Gebrauchsmöglichkeit, sondern um 
den Wert geht, den die Haushaltsgegenstände darstellen -, und nicht 
zuletzt in dem in der Praxis häufiger vorkommenden Fall, in dem der 
Hausrat das einzige nennenswerte Vermögen der Ehegatten bildet. 

Die Schwierigkeiten der Feststellung der Eigentumslage an den Ge-
genständen des ehelichen Haushalts werden jedoch in der Praxis auf 
eine sehr einfache Weise beseitigt: Man nimmt für den Regelfall Mit-
eigentum beider Ehegatten an dem während der Ehe erworbenen Haus-
rat an, wobei als Rechtfertigung die Vermutung dient, dies entspreche 
dem typischen Willen der Ehegatten. So ehegerecht diese Annahme auch 
sein mag, so systemwidrig ist sie. Ihre Bedeutung liegt darin, daß sie 
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trotz des Grundsatzes der Gütertrennung im gesetzlichen Güterstand 
(vgl. §§ 1363, 1388, 1414) nach der Auflösung der Ehe de facto zu einem 
gemeinschaftlichen Vermögen der Ehegatten führt. Dennoch ist nicht 
die sich aus der Vermutung des Miteigentumserwerbs ergebende Wider-
sprüchlichkeit im Ehegüterrecht der Grund der vorliegenden Arbeit. 
Auf die Annahme des Miteigentumserwerbs einzugehen, erscheint vor 
allem deshalb angebracht, weil sie die Sachrichtigkeit der gesetzlichen 
Hausratsregelung und darüber hinaus des gesetzlichen Güterstandes in 
Frage stellt, wenn sie sich zu ihrer Legitimation auf einen vermutlich 
dahingehenden Erwerbswillen der Ehegatten beruft. Wenn man sich 
daher mit der Miteigentumsvermutung an dem ehelichen Hausrat aus-
einandersetzt, ist nicht die Bekräftigung oder die Widerlegung ihrer 
These das mit der Arbeit angestrebte Ziel, sondern vielmehr die Beant-
wortung der Frage, ob die von dem gesetzlichen Güterrecht vorgesehene 
Eigentumszuordnung des während der Ehe erworbenen Hausrats ange-
messen ist. Daß diese Frage dann die weitere impliziert, ob das vorhan-
dene gesetzliche Ehegüterrecht der sozialen Wirklichkeit entspricht, ist 
dabei nur die daraus zwangsläufig zu ziehende Konsequenz. 

Im folgenden werden zunächst die Erwerbsgründe des Hausrats und 
sodann die Hausratsregelung dargestellt, wobei neben der Untersuchung 
der Stellung, die das Gesetz bei der Eigentumszuordnung der Haushalts-
gegenstände einnimmt, der mit der Hausratsregelung angestrebte Zweck 
gewürdigt wird. Dies wird dann den weiteren Gang der Untersuchung 
bestimmen. So wird mit der Feststellung der Miteigentumsvermutung 
die Aufgabe gestellt, auf die Stichhaltigkeit dieser Vermutung einzu-
gehen. Und ihre Widerlegung wird nicht die Aufgabe ersparen, jene 
Lösung aufzuzeigen, die auf dem vermutlichen Erwerbswillen der Ehe-
gatten beruhend den Anspruch auf Sachrichtigkeit erheben kann. 

11. Der Begriff des "ehelichen Hausrats" 

Bevor auf die Hausratsregelung eingegangen wird, sollte zum besse-
ren Verständnis der Begriff des ehelichen Hausrats umrissen werden. 
Der Versuch einer genaueren Definition wäre dagegen zumindest hier 
fehl am Platz, denn das Gesetz selbst enthält keine Bestimmung dar-
über, was als ehelicher Hausrat anzusehen ist. Eine Begriffsbestimmung 
wäre folglich aus dem allgemeinen Sprachgebrauch und der ganzen 
Hausratsregelung zu erschließen. Daraus könnte sich jedoch ergeben, 
daß der Begriff "ehelicher Hausrat" jeweils eine verschiedene Tragweite 
hat, die von den mit der Hausratsregelung im einzelnen erstrebten Zie-
len abhängig ist. 
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Wie aus dem Sprachgebrauch zu entnehmen ist!, werden als Hausrat 
all jene Gegenstände betrachtet, die der Einrichtung, Führung und 
Erhaltung eines Haushalts dauernd zu dienen bestimmt sind (z. B. sämt-
liche Möbel, Teppiche, Bilder, Küchengeräte, Fernseh- und Rundfunk-
gerät2). Als ehelicher Hausrat wären demnach jene Gegenstände zu ver-
stehen, die der Führung des gemeinschaftlichen Haushalts der Eheleute 
bestimmt sind. 

Vom ehelichen Haushalt sondert sich der persönliche Bereich der 
Ehegatten, der Arbeitsbereich sowie die Kapitalanlage. Nicht zum ehe-
lichen Hausrat gehören daher die zum persönlichen Gebrauch eines der 
Ehegatten bestimmten Gegenstände3, z. B. Schmuck, Kleidungsstücke 
(vgl. auch § 1362 II), Briefmarken- und Kunstsammlungen, ferner Sa-
chen, die seinen Berufs- und Ausbildungszwecken dienen, z. B. das Kla-
vier des Klavierlehrers - im Gegensatz zu dem von mehreren Fami-
lienmitgliedern benutzten Klavier -, die Diktiergeräte des Rechtsan-
walts, die Schreibmaschine des Schriftstellers, die Fachliteratur des Leh-
rers, schließlich Gegenstände und Sammlungen aller Art, die zur Kapi-
talanlage angeschafft werden4• 

Als Haushaltsgegenstände kommen nur bewegliche Sachen in Be-
tracht. Grundstücke mit ihren BestandteilenS und bewegliche Sachen, 
soweit sie Grundstückszubehör sind, scheiden aus. Sie ermöglichen nicht 
die Führung, sondern die Aufnahme des ehelichen Haushalts. So ist die 
eheliche Wohnung selbst keine Haushaltssache. Als Ehewohnung und 
nicht als Haushaltsgegenstände werden, soweit sie nicht Grundstücks-
bestandteile wurden, jene beweglichen Sachen betrachtet, die auf frem-
den Grundstücken auf Dauer fest installiert oder errichtet sind und zum 
ständigen Wohnen bestimmt und geeignet sind (vgl. auch §§ 95 I 1, 
97 11)6. 

Schwer fällt die Beantwortung der Frage, ob "Rechte", die sich auf 
den ehelichen Haushalt beziehen - z. B. Ansprüche auf Dienstleistun-

1 Vgl. hier Michaelis, JR 1949, 435 (Hausrat = "Hausgerät", also alle Geräte 
oder Gegenstände, die in einem Haushalt benötigt werden). 

2 Vgl. OLG Düsseldorf, MDR 1960,850; BayObLG, FamRZ 1968,319,320. 
3 Vgl. BayObLG, FamRZ 1982, 399; OLG Zweibrücken, FamRZ 1982, 942. 
4 Nicht leicht fällt die Abgrenzung bei Sachen, die verschiedenen Bereichen 

gewidmet sind, so vor allem bei Sachen, die zum beruflichen oder auch zu 
Haushaltszwecken gebraucht werden ("gemischter Gebrauch"). Das ist z. B. 
der Fall bei dem sich in der ehelichen Wohnung befindlichen Schreibtisch des 
"kleinen" Versicherungsvertreters. Dazu vgl. unten § 5 Fn.54. 

5 Vgl. OLG Frankfurt, FamRZ 1982,938. 
6 So z. B. ein 9 m langes Wohnmobil, das nicht mehr von einem Pkw gezo-

gen, sondern nur auf einem Tieflader transportiert werden kann und auf 
einem gepachteten Grundstück installiert ist (OLG Zweibrücken, FamRZ 1980, 
569) oder auch das von dem Pächter auf dem gepachteten Grundstück zum 
Wohnen erstellte Behelfsheim (BayObLG, BayObLGZ 1953, 45, 48). 
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